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Die folgenden Ausführungen handeln von Diskussionen und 
Erzählungen. Mich leitet dabei die Frage, wodurch manche Men-
schen sich der Überzeugung hingeben, dass mit militärischer Ge-
walt Gutes vollbracht werden könne. Mein Beitrag soll eine kleine 
Reise durch Denk- und Rechtfertigungsfiguren der aktuellen In-
terventionsdebatten sein, insbesondere in Deutschland.

Ich werde mich dabei auf militär- und kriegsbefürwortende Bei-
träge beziehen, auf offizielle Reden aus der Politik und auf die 
Diskussionen vor allem aus der Welt der Politikberatung und -wis-
senschaft. Diese sind aber sicherlich auch Teil der Diskussionen, 
die die meisten von euch mit Freund_innen, mit der Familie oder 
mit Arbeitskolleg_innen führen, wenn es mal wieder um Libyen, 
um Syrien oder um Mali geht. Kurz: um die Frage, was denn im 
Angesicht kollektiver Gewalt oder Massenverbrechen getan wer-
den könne.

In meinen Ausführungen setze ich die Sprache in den Mittel-
punkt. Sprache und Wörter beschreiben dabei meiner Auffas-
sung nach nicht nur reale Fakten und weniger reale Fiktionen. 
Sprache schafft oftmals selbst erst die Fakten, die sie eigentlich 
vorgibt zu beschreiben (sie ist, um den Fachausdruck zu verwen-
den, performativ). Sprache ist dabei jedoch angewiesen auf unsere 
vergangenen Erfahrungen und unser Wissen. Wir rufen diese wie 
Zitate immer wieder auf, um neues Wissen zu erlangen oder um 
in Diskussionen unser vermeintlich bestehendes Wissen anderen 
mitzuteilen, uns auszutauschen oder zu überzeugen. Wenn wir 
dies jedoch tun, dann sind unsere Vorstellungen durch unsere auf-
gerufenen Wissens- und Erfahrungszitate auf die eine oder andere 
Weise bereits gerahmt und durch die Rahmung wird reguliert, was 
gedacht oder nicht gedacht werden kann.

Eine kleine Anekdote soll eine euch vertraute Rechtfertigungs-
figur für die Ausübung militärischer Gewalt für das Gute illus-
trieren:

Irgendwann im April dieses Jahres [2012] nahm ich an einer Ta-
gung über die aktuellen Entwicklungen bei den Vereinten Natio-
nen und deren Friedensbemühungen teil. In der Diskussionsrun-
de nach einem Vortrag meldete sich ein junger Zuhörer, um eine 
Frage vorzubringen. Was die Frage an Länge vermissen ließ, schien 
die Verve des Fragenden ausgleichen zu wollen: „Was ist mit Ru-
anda?“ Kurz darauf verließ er wortlos den Raum, ohne dass die 
offenbar Angesprochenen auf sein Anliegen reagieren konnten. 
Doch die meisten wussten, was er mit dieser Frage sagen wollte: 
Der Völkermord in Ruanda ist doch der beste Beleg dafür, dass 
mit militärischer Gewalt hätte Gutes vollbracht werden können. 
Warum diese ablehnende Haltung zum Einsatz militärischer Ge-
walt!

Der französische Philosoph Michel Foucault prägte einmal den 
sehr bildlichen Ausdruck „diskursive Polizei“.1 Dieser Ausdruck 
beschreibt, wie beispielsweise bestimmte Ereignisse zu Symbolen 
werden, die unser darauf folgendes Denken auf die eine oder an-
dere Weise rahmen und regulieren. Ich erinnerte mich damals an 
diesen Ausdruck der „diskursiven Polizei“, als der Zuhörer seine 
Frage formulierte.

„Ruanda“ und auch „Srebrenica“ sind nun solche Symbole, sie 
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wirken wie eine Art Polizei in der Diskussion, die uns mit ihrer 
rot strahlenden Kelle auf den Seitenstreifen der Debatte winkt 
und die in den Symbolen transportierten Welt- und Machtvor-
stellungen aufdrängt. Symbole dürfen dabei keineswegs als reine 
Fiktionen verstanden werden, noch sind sie zu verwechseln mit 
faktischer Realität. Dass in Ruanda und Srebrenica in den 1990er 
Jahren unsagbare Verbrechen verübt wurden, ist unwidersprochen. 
„Ruanda“ und „Srebrenica“ als Symbole tragen jedoch einen noch 
weitergehenden Subtext in sich, der gerade durch seine Nicht-Ar-
tikulation die Symbole als diskursive Polizeien funktionieren lässt.

Lehren aus der Geschichte

Einigen von euch ist sicherlich der ehemalige kanadische Ge-
neral Roméo Dallaire bekannt. Dieser war der Befehlshaber der 
UN-Blauhelme in Ruanda während des Völkermordes 1994. Sei-
ne Erzählung des Völkermordes in Ruanda ist in Teilen des mi-
litärbejahenden Elitendiskurses ungemein wichtig. Er beschreibt 
darin, wie er vor und während der Zeit des Völkermordes die In-
ternationale Gemeinschaft nach weiteren Truppen anflehte, um 
mit zusätzlichem Militär den Völkermord stoppen zu können. 
Um es kurz zu machen: seine Worte blieben ungehört. Als er wie-
der zurück in Kanada war, unternahm er traumatisiert mehrere 
Selbstmordversuche, verfiel dem Alkoholismus und schrieb seine 
Geschichte „Handschlag mit dem Teufel“2 in einem Buch, das 
später auch verfilmt wurde, nieder.

Die Lehre, die Dallaire aus dem Völkermord in Ruanda zog, war, 
dass für künftige Völkermordsszenarien robuste Truppen bereit-
stehen müssten, um im Falle eines Völkermordes einschreiten zu 
können. Insbesondere müsse dafür bereits der „Wille“ der west-
lichen und/oder mächtigen Regierungen zuvor erzeugt werden, 
dass, anders als in Ruanda, eine Intervention auch durchgeführt 
wird. In Montreal/Kanada hat er deshalb am Montreal Institute 
for Genocide and Human Rights Studies (MIGS) die Kampagne 
mit den Namen „W2I – Will to intervene: Leadership to prevent 
mass atrocities“ (W2I) ins Leben gerufen.3

Roméo Dallaire, Foto: Andrew Rusk über Wikipedia CC.
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Das Beispiel W2I zeigt anschaulich, wie durch die Zivilgesell-
schaft mithilfe einer Kampagne Druck auf politische Entschei-
dungsträger_innen aufgebaut werden soll, um Interventionen 
herbeizuführen. Es ist, insbesondere innerhalb Kanadas und den 
USA, das Ziel von W2I die politischen Entscheidungsträger_in-
nen davon zu überzeugen, dass eine militärische Intervention zur 
vermeintlichen Verhinderung von massiven Menschenrechtsver-
letzungen nicht nur moralisch geboten sei. Eine der Kernbot-
schaften der Kampagne lautet darüber hinausgehend:

„Gräueltaten mit ihrem Chaos und dem massenhaften Verlust 
des Lebens produzieren Schockwellen, die in dem übrigen heu-
tigen globalen Dorf nachhallen – sie sind seismische Abrissbir-
nen, die die sozialen, wirtschaftlichen, gesundheitlichen und poli-
tischen Infrastrukturen destabilisieren und zerstören. Dies ist eine 
Kern-Lektion des Völkermords in Ruanda. Die vorderen Linien 
unserer Abwehrmaßnahmen gegen Terrorismus und Piraterie, 
gegen Pandemien, und gegen verlorene Zugänge zu strategisch 
wichtigen Rohstoffen und zum Handel liegen in Afrika, Asien 
und Lateinamerika.“4

Doch abseits von den hier formulierten traditionellen geopoli-
tischen Interessen und den hehren Zielen im Namen von Men-
schenrechten müssen wir aus der Geschichte lernen, uns bleibt gar 
nichts anderes übrig. Das notwendige Lernen aus den Geschichten 
und der Geschichte von solch unsagbaren Verbrechen darf dabei 
aber gerade nicht heißen, sie auf einfache Erklärungsmuster, auf 
Schlagwörter für die politische Debatte zu reduzieren, um mit ih-
nen heutige Interventionen und Militäreinsätze zu legitimieren. 
Sie so als Instrumente von Scham und Schuld zu benutzen, lässt 

die Verbrechen, die zum „Nie wie-
der“ mahnen, zu einer Wiederkehr 
des ewig Gleichen werden. Aus den 
Traumata der Vergangenheit resul-
tiert ein Wiederholungszwang, oder, 
wie es Kurt Jacobson in Anlehnung 
an Sigmund Freud formuliert, „das 
wieder-und-wieder-Durchführen 
einer Handlung, um die Freisetzung 
aus einem früheren Trauma irgend-
wie zu gewinnen, um es dieses Mal 
‚richtig zu machen‘.“5 Dieser Wie-
derholungszwang drückt sich in den 
diskursiven Polizeien wie „Ruanda“ 
und „Srebrenica“ aus. Mit ihrer Hil-
fe wird das Militärische in der De-
batte um Krieg und Frieden nach-
haltig bevorzugt.

Erinnern wir uns aber bevorzugt 
an die militärbefürwortenden As-
pekte, so vergessen wir notwendiger-
weise andere. Diese müssen ebenso 
Teil einer facettenreicheren Ausei-
nandersetzung mit der Geschichte 
sein: das Verbrechen von Srebrenica 
wurde von militärischen und para-
militärischen Einheiten ausgeführt 
und auch die Rolle des ruandischen 
Militärs und Paramilitärs im April 
19946 sowie die US-amerikanische 
Ausbildung ruandischer Repressi-
onsorgane im Kalten Krieg müssen 
beispielsweise berücksichtigt wer-
den.7 Wenn die diskursive Polizei 
mit ihrer roten Kelle uns auf den 

Seitenstreifen der Debatte winkt, sollte dieser militärisch-struk-
turelle Anteil in den Völkermorden betont werden. Die Umkehr 
der moralischen Rechtfertigungsverhältnisse kann damit zurück-
gewiesen werden.

Auch wenn darauf verwiesen wird, dass Militär die Verbrechens-
herrschaft der Nationalsozialist_innen stoppte, sollte neben einer 
militarisierten Gesellschaft als eine ihrer strukturellen Ursachen 
auch auf die beschämende Tatsache verwiesen werden, dass es 
uns intellektuell über ein halbes Jahrhundert später noch nicht 
gelungen ist, das Militär im Angesicht (potenziell) gewaltförmiger 
Konflikte als funktional vergeblichen und ethisch unhaltbaren 
Lösungsansatz in die Geschichtsbücher zu verbannen. Dies ist 
für uns alle ein weites Feld des Nachdenkens und Ausprobierens. 
Insbesondere Militärbefürwortende könnten hier ihre Energien 
investieren, anstatt die Saat für neue Gewalt und Verbrechen aus-
zustreuen.8

Figuren der Rechtfertigung

Die neue militärische Gewalt bringt sonst, beispielsweise codiert 
in der Sprache der „Verantwortung“, immer wieder neue Legi-
timationszusammenhänge hervor. Soll etwa Menschenrechten 
militärisch Geltung verschafft werden, wird dies von der Hoff-
nung begleitet, dass von der militärischen Gewalt ein „geringeres 
Übel“ ausgehe.9 Das Militär wird darin als letztes und alterna-
tivloses Mittel verstanden, mit Gewalt Normen durchzusetzen, 
und es wird über das (vermeintlich) einen Völkermord duldende, 
pazifistische Zuschauen oder zivile Konfliktbearbeitung gestellt. 

Screenshoot der Concordia-Website.
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Menschenrechte werden dann gegen 
Frieden ausgespielt, Krieg und Mi-
litär als zusammenhängendes Phä-
nomen voneinander getrennt. Die 
eigene militärische Gewalt wird zum 
„Einsatz“, zur „Unterstützung“ oder 
zum „Engagement“ verklärt; der mi-
litärischen Gewalt der Gegener_in-
nen hingegen in den Figuren der 
„Aufständischen“ oder „Rebellen“ 
ihr militärisch-legitimer, da nicht 
staatlich gerahmter, Charakter ab-
gesprochen. Oder aber das Militär 
wird der Befehlsgewalt eines gefal-
lenen oder diktatorischen Regimes 
untergeordnet. Im Aufeinandertref-
fen von Gut und Böse gilt es dann, 
Position zu beziehen: eine Position, 
die im Dulden des Verbrechens 
selbst Schuld auf sich laden würde 
oder eine, die das Böse ernst nimmt, 
als das, „was mich herausfordert und 
was von mir verlangt, dass ich es nie-
derkämpfe.“10

So darf es in den herrschenden Interventionsdebatten auch nicht 
verwundern, wenn Verteidigungsminister Thomas de Maizière vor 
dem „Wegducken“ aus der militärischen Verantwortung warnt:

„Wir Deutschen werden uns in Zukunft nicht mehr durch Weg-
ducken aus diesem moralischen Dilemma [gemeint ist das ‚Töten‘ 
und ‚Sterben‘ für den ‚Frieden‘] befreien können – und hoffent-
lich auch nicht mehr befreien wollen.“11

Er vertieft sogar diesen ethisch fragwürdigen und geschichtsver-
gessenen Gedanken noch mit einer weiteren paradoxen Feststel-
lung zum Verzicht auf militärische Gewalt:

„Kein Konflikt kann dauerhaft militärisch gelöst werden. Aber 
das Politische kann eben manchmal nur mit Hilfe des Militä-
rischen erfolgreich sein. Diese Wechselwirkung muss man sehen, 
wenn man fordert, von jeglicher militärischer Gewalt Abstand zu 
nehmen.“12

Auch Bundespräsident Joachim Gauck mahnt in seiner zu Recht 
viel gescholtenen Rede13 beim Antrittsbesuch bei der Bundeswehr 
wider ein „Ohne uns“ für militärisches Eingreifen:

„Deshalb: ‚Ohne uns‘ als purer Reflex kann keine Haltung sein, 
wenn wir unsere Geschichte ernst nehmen.“14

Derartige Verweise auf die deutsche Geschichte und die eigene 
Identität sind zum inhaltsleeren Debattenwerkzeug instrumenta-
lisiert, in dem die Geschichte schlagwortartig als diskursive Polizei 
angerufen wird und die Debatte rahmt. Aufgrund der unsagbar 
militaristischen Prägung der deutschen Geschichte erscheint mir 
eine derartig einseitige, militärbejahende Deutung jedoch äußerst 
problematisch15 – insbesondere ist sie unerträglich durch den ge-
wählten national-patriotischen Unterton.

Aber auch die Wissenschaft steht der Politik in nichts nach 
und spielt allumfänglich eine moralisierende, militärbejahende 
Karte aus, die nach der vermeintlichen Libyen-Enthaltung selbst 
die schwarz-gelbe Bundesregierung in Erklärungsnöte brachte. 
Harald Müller, Leiter der Hessischen Stiftung Friedens- und Kon-
fliktforschung (HSFK), sprach etwa diesbezüglich von „Desaster 
und großer Scham“, vor allem schämte er sich, ein Deutscher zu 
sein:

„Am Freitag nach dem Sicherheitsratsbeschluss schlich ich auf 
dem Rathausplatz von Montreal an einer kleinen Gruppe junger 
libyscher Exilanten vorbei. Sie trugen selbst gemalte Plakate mit 

Aufschriften wie ‚Help!‘ oder ‚Freedom‘ und schwenkten kana-
dische, amerikanische, französische und britische Flaggen. Ich 
habe mich sehr geschämt.“16

Ob die „Gruppe junger libyscher Exilanten“ dabei vom ebenso in 
Montreal ansässigen Will to intervene Project (W2I) des General 
a.D. Roméo Dallaire engagiert wurde, ist leider nicht überliefert. 

Die Politikwissenschaftler Christian Hacke und Hanns W. Maull 
sollen als letzte Beispiele aufgeführt werden, um zu zeigen, wie 
militärische Gewalt für das Gute gerechtfertigt wird. Ebenso im 
Zusammenhang mit der Libyen-Enthaltung spricht Hacke von 
einer „Zivilmacht17 ohne Zivilcourage.“18 Er versucht dabei den 
Begriff der Zivilcourage für sein militärbejahendes Argument zu 
vereinnahmen. Wie bei den Beispielen zuvor spielt er die nationale 
Karte aus. Hacke warnt dann vor einem „neudeutschen Provinzi-
alismus“ und wirbt dafür, dass „Deutschland […] für freiheitliche 
Werte solidarisch einstehen [müsse]. Sonst bl[iebe] es allein und 
ohne Freunde.“19 Ähnlich wie Hacke versucht sein Kollege Maull, 
der den Ausdruck Zivilmacht prägte, sich den Solidaritätsbegriff 
für militärisches Agieren anzueignen. Er versteht dabei den „de-
mokratischen Krieg als Solidaritätskrieg der gefestigten Demokra-
tie.“20 Zivilcourage, Solidarität und Demokratie verkommen so 
zu sinnentstellten Worthülsen für die Forderung des militärischen 
Tötens. Sie sind jedoch wichtige Begleiter_innen der diskursiven 
Polizeien, weil sie in ihrer vagen Begriffsbreite Sinn und Legitimi-
tät für das Militärische stiften sollen, angesichts von unsagbaren 
Massenverbrechen, die symbolisch aufgeladen werden.

Militärbejahung als Norm und emotionale Bindung

Krieg, Militär und auch Rüstung müssen als zusammenhän-
gendes Phänomen gedacht werden. Das Phänomen ist jedoch nur 
solange real, wie es diesem ermöglicht wird, durch Sprache seinen 
Geltungsanspruch immer wieder neu einzufordern. Militärbeja-
hung ist in diesem Einfordern von Geltung eine bestimmte Norm- 
und Werteauffassung. Sie bedient sich dabei wie alle Herrschafts-
formen in ihrer Durchführung der Aufrufung von Symbolen, die 
als diskursive Polizeien wirken. Mit diesen wird versucht, unsere 
emotionalen Bindungen zur Welt zu regulieren,21 unsere Debatten 
zu rahmen und Alternativen auszublenden. Die Verwendung ei-

Bundespräsidenten Joachim Gauck im Gespräch bei seinem Antrittsbesuch bei der Bundeswehr an der 
Führungsakademie in Hamburg. Foto: Bundeswehr/Tefke, über Flickr, Wir.Dienen.Deutschland.
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ner diskursiven Polizei erfordert kein vertieftes Wissen über einen 
Sachverhalt, eine Geschichte oder ein Verbrechen. Deshalb muss, 
wer auf „Ruanda“, „Srebrenica“ oder den Nationalsozialismus zur 
Begründung für militärische Interventionen zurückgreift, zusätz-
lich gute Gründe dafür liefern können, dass das Militärische nicht 
selbst mitverantwortlich für das angerufene Symbol war. Bleibt 
dies (meines Wissens nach zwangsläufig) für die angesprochenen 
diskurs-polizeilichen Symbole aus, obliegt so der Rechtfertigungs-
zwang für die Anwendung militärischer Gewalt weiterhin bei den 
Interventionsfordernden.

Verstanden als „faktische“ Beweise bleiben diskursive Polizeien 
leere Argumente. Sie knüpfen an hegemoniale Erzählungen an, 
die sie bestätigen und dadurch selbst wieder verstärken. Diskur-
sive Polizeien finden jedoch als mächtige emotionale Argumente 
Verwendung. Diese verwandeln eine mögliche faktische Unsicher-
heit – etwa über den Verlauf des Völkermordes in Ruanda – in 
gefühlte Schuld, gefühlte Schuld in artikulierte Zustimmung oder 
unterbliebenen Widerspruch; ja manchmal verführen sie selbst 
zur Verwendung der roten Kelle, die andere auf den Seitenstrei-
fen der Debatte winkt. Unsere Reise sollte jedoch nicht an dieser 
Stelle enden.
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